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Dr. Thomas Petersen
Institut für Demoskopie Allensbach

   Die Stille Liebe zur Planwirtschaft

Vermutlich ist heute nur noch wenigen Men-
schen bewusst, wie mühsam es für Ludwig Er-
hard war, als Leiter der Wirtschaftsverwal-
tung in den westlichen Besatzungszonen und
später als Wirtschaftsminister in den Gründer-
jahren der Bundesrepublik Deutschland das
Prinzip der sozialen Marktwirtschaft durchzu-
setzen. Nicht nur in der SPD und der KPD,
sondern auch in weiten Teilen der Unionspar-
teien herrschte zunächst die Überzeugung vor,
es sei notwendig, wesentliche Teile des Wirt-
schaftslebens staatlicher Kontrolle und Len-
kung zu unterwerfen. Und auch der Bevölke-
rung war der Gedanke, dass das freie Spiel
von Angebot und Nachfrage letztlich mehr
Wohlstand schaffen könnte als eine zentral ge-
steuerte Wirtschaft, offensichtlich fremd. Im
Dezember 1948, ein knappes halbes Jahr nach
der Währungsreform, stellte das Institut für
Demoskopie Allensbach in einer seiner ersten
Repräsentativumfragen die Frage „Sollen Ih-
rer Ansicht nach die Behörden die Preise wie-
der kontrollieren?“ 70 Prozent sprachen sich
daraufhin für eine Rückkehr zu staatlichen
Preiskontrollen aus. Von diesen Befragten
sagten wiederum 71 Prozent, dass sie dies
auch dann befürworten würden, wenn dadurch
das Angebot in den Geschäften schlechter
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würde.

Mit großem Aufwand wurde in den folgenden
Jahren versucht, den Bürgern das Prinzip der
Marktwirtschaft näherzubringen. Ein Beispiel
sind die aufwendigen Werbekampagnen der
Organisation „Die Waage“, die Anzeigen in
Zeitungen und Zeitschriften schaltete, in de-
nen die Arbeiter „Fritz“ und „Otto“ den Le-
sern mit heute etwas hölzern wirkenden Dialo-
gen die Grundregeln eines freien Wirtschafts-
systems erläuterten. Der Erfolg hielt sich in
Grenzen. Als das Allensbacher Institut im Jahr
1969 die Frage „Sollen Ihrer Ansicht nach die
Behörden die Preise wieder kontrollieren?“
wiederholte, sprachen sich immer noch 60
Prozent der Westdeutschen für staatliche
Preiskontrollen aus.

Heute dagegen ist man geneigt anzunehmen,
das Prinzip der sozialen Marktwirtschaft stün-
de als solches nicht mehr zur Disposition, der
politische Streit drehe sich nur noch um De-
tailfragen ihrer konkreten Ausgestaltung. Ein
Analytiker einer politischen Stiftung erklärte
kürzlich im persönlichen Gespräch, nach sei-
nem Eindruck verfüge die Bevölkerung trotz
aller wohlfeilen Forderungen nach sozialer
Umverteilung, Mindestlöhnen und der Ver-
staatlichung von Energienetzen über so etwas
wie einen „ordnungspolitischen Kompass“. In-
stinktiv wüssten die Menschen, dass eine freie
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Wirtschaft auch für sie persönlich mehr Wohl-
stand bedeute als eine staatlich gelenkte Öko-
nomie.

Doch stimmt das? Die Ergebnisse der aktuel-
len Repräsentativumfrage des Instituts für De-
moskopie Allensbach im Auftrag dieser Zei-
tung bestätigen diese Vermutung nicht. Sie
deuten eher darauf hin, dass weder das Wirt-
schaftswunder noch das Scheitern der sozialis-
tischen Ökonomien in Ost-Mitteleuropa der
stillen Zuneigung der Deutschen zur Wirt-
schaftsplanung etwas anhaben konnten. Statt-
dessen gibt es sogar Anzeichen dafür, dass
marktwirtschaftliche Prinzipien teilweise an
Akzeptanz verlieren.

Seit etwa zwei Jahrzehnten wächst die Unzu-
friedenheit der Deutschen mit der sozialen
Lage im Land. Das wird erkennbar an den
Antworten auf die Frage „Sind die wirtschaft-
lichen Verhältnisse bei uns in Deutschland -
ich meine, was die Menschen besitzen und
was sie verdienen - im Großen und Ganzen
gerecht oder nicht gerecht?“ Vom Jahr 1964
bis Anfang der 90er Jahre hielten sich die An-
teile derjenigen, die sagten, die Verhältnisse
seien gerecht, und die Zahl derer, die sie für
nicht gerecht ansahen, ungefähr die Waage.
Seitdem aber steigt - von kurzfristigen
Schwankungen abgesehen - der Anteil der Be-
fragten, die die Verhältnisse für nicht gerecht
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halten, kontinuierlich an. Heute liegt er bei 65
Prozent. Nur noch 18 Prozent widersprechen
ausdrücklich. 

Die Annahme, dass die soziale Gerechtigkeit
in Deutschland in den letzten drei, vier Jahren
abgenommen habe, ist beinahe Konsens in der
Bevölkerung. 61 Prozent vertreten heute diese
Ansicht, 26 Prozent meinen, die soziale Ge-
rechtigkeit sei gleich geblieben, nur 7 Prozent
glauben, sie habe zugenommen. Dieses Ergeb-
nis ist auch deswegen bemerkenswert, weil
sich, soweit es an den Daten des Statistischen
Bundesamtes ablesbar ist, die tatsächliche So-
zialstruktur im Land im letzten halben Jahr-
zehnt kaum verändert hat.

Der Eindruck, es gebe immer mehr soziale
Ungerechtigkeit, geht einher mit einem erheb-
lichen Misstrauen der Bevölkerung gegenüber
der freien Wirtschaft. Dies zeigen die Reaktio-
nen auf einen Assoziationstest, bei dem die In-
terviewer verschiedene Begriffe vorlasen und
die Befragten baten, zu jedem Begriff an-zu-
geben, ob sie beim Stichwort „Marktwirt-
schaft“ an ihn dächten. Zwar erwiesen sich
„gute Güterversorgung“ und „Wohlstand“ mit
68 bzw. 66 Prozent als die am häufigsten ge-
nannten Assoziationen zum Begriff „Markt-
wirtschaft“, doch dann folgten „Gier“ (56 Pro-
zent), „Rücksichtslosigkeit“ (53 Prozent),
„Ausbeutung“ (51 Prozent) und „hohe Preise“
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(49 Prozent). Mit dem Begriff „soziale Ge-
rechtigkeit“ verbanden die Marktwirtschaft
gerade 12 Prozent der Befragten, „Mensch-
lichkeit“ ordneten ihr nur 10 Prozent zu.

Deutlich anders waren die Reaktionen auf den
Begriff „staatlich organisiertes Wirtschaftssys-
tem.“ Hier stand zwar „Bürokratie“, genannt
von 81 Prozent der Befragten, mit weitem Ab-
stand an der Spitze der Assoziationen, doch an
zweiter Stelle rangierte die positive Assoziati-
on „Sicherheit“, genannt von 51 Prozent der
Befragten, gefolgt von „soziale Gerechtigkeit“
(43 Prozent). Den Begriff „Menschlichkeit“
ordneten immerhin 27 Prozent der staatlich or-
ganisierten Wirtschaft zu. Fasst man alle posi-
tiven und negativen Assoziationen zusammen,
zeigt sich, dass das Image der Marktwirtschaft
kaum besser ist als das der staatlich organi-
sierten Wirtschaft: Die sechs zur Auswahl ste-
henden positiven Assoziationen zur Markt-
wirtschaft wurden im Durchschnitt von 39
Prozent der Befragten ausgewählt, die sieben
negativen von 41 Prozent. Beim „staatlich or-
ganisierten Wirtschaftssystem“ beträgt das
Verhältnis 34 zu 40 Prozent.

So ist es nur folgerichtig, dass sich wesentli-
che Teile der Bevölkerung ein intensiveres
Eingreifen des Staates in das Wirtschaftsleben
wünschen. Auf die Frage „Finden Sie es bes-
ser, wenn der Staat sich stärker in die Wirt-
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schaft einschaltet als bisher, oder wenn er sich
weniger stark in die Wirtschaft einschaltet?“
antworten 33 Prozent, sie fänden es besser,
wenn der Staat sich mehr engagiere, nur 24
Prozent meinen, er sollte weniger stark in die
Wirtschaft eingreifen. 29 Prozent halten das
derzeitige Niveau der staatlichen Aktivitäten
in der Wirtschaft für gerade richtig. 

Viele Deutsche sind der Ansicht, dass es ihnen
ganz persönlich in einem Wirtschaftssystem,
das stärker vom Staat kontrolliert wird, besser
oder zumindest nicht schlechter gehen würde
als in der sozialen Marktwirtschaft. In den al-
ten Bundesländern vertreten 36 Prozent diese
Meinung, in den neuen Ländern sogar 42 Pro-
zent. Dass es ihnen in einem stärker vom Staat
kontrollierten Wirtschaftssystem schlechter
gehen würde, meinen im Westen 34, im Osten
nur 18 Prozent.

Es macht wenig Sinn, angesichts solcher Äu-
ßerungen auf das Scheitern planwirtschaftli-
cher Experimente in der Geschichte hinzuwei-
sen, denn die Vorstellung, dass eine vom Staat
gut geplante Wirtschaft zum Nutzen aller sein
müsse, ist anscheinend so überzeugend, dass
viele Menschen sie auch dann nicht in Frage
stellen, wenn sie mit der Nutzlosigkeit staatli-
cher Interventionen direkt konfrontiert wer-
den. Darauf deuten jedenfalls die Reaktionen
auf die folgende Frage hin: „Einmal angenom-
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men, in einem Land gibt es eine wirtschaftli-
che Krise. Um die Folgen der Krise abzumil-
dern, greift der Staat in die Wirtschaft ein. Er
legt Preise fest, unterstützt in Not geratene
Unternehmen und verhindert, dass Leute ent-
lassen werden. Allerdings verbessert sich die
wirtschaftliche Lage trotz der Maßnahmen
nicht. Wie sollte sich der Staat Ihrer Meinung
nach nun verhalten?“ 

Den Befragten wurden zu dieser Frage drei
mögliche Verhaltensweisen zur Auswahl prä-
sentiert. Den wenigsten Zuspruch erhielt mit
15 Prozent die Meinung, dass der Staat die of-
fensichtlich nutzlosen Maßnahmen zurück-
nehmen sollte. 40 Prozent der Befragten sag-
ten, der Staat solle die Maßnahmen vielleicht
nicht verstärken, dürfe sie aber auch auf kei-
nen Fall zurücknehmen, damit nicht alles noch
schlimmer werde. Immerhin 25 Prozent mein-
ten, unter diesen Umständen müsse der Staat
seine Bemühungen verstärken und noch mehr
als ohnehin schon in die Wirtschaft eingreifen. 

Hier wird eine Denklogik erkennbar, der man
auch in der Sozial- und Familienpolitik öfter
begegnet: Man stellt fest, dass etwas nicht
funktioniert - und folgert daraus, dass man
noch mehr davon benötigt. Der Gedanke, dass
die staatlichen Eingriffe vielleicht sinnlos oder
gar schädlich sein könnten, kommt gar nicht
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erst auf.

Und die staatlichen Preiskontrollen, die in den
Jahren 1948 und 1969 so populär waren? Sie
finden bis heute bemerkenswert viel Zu-
spruch. In einer Frage legten die Interviewer
zwei Argumente zur Auswahl vor. Das erste
lautete: „Ich fände es gut, wenn der Staat
Obergrenzen für die Preise von Grundnah-
rungsmitteln festlegen würde. Durch solche
Höchstpreise könnte man sicherstellen, dass
die Preise für Grundnahrungsmittel nicht so
stark steigen und sich jeder diese weiterhin
leisten kann.“ Die Gegenposition lautete: „Ich
glaube, dass es nicht gut wäre, wenn der Staat
die Obergrenze für die Preise von Grundnah-
rungsmitteln festsetzen würde. Dann könnte
es passieren, dass einige Grundnahrungsmittel
knapp werden oder gar nicht mehr angeboten
werden, weil den Unternehmen die Gewinne
zu klein erscheinen.“ 

46 Prozent der Befragten schlossen sich dem
ersten Argument an, 37 Prozent dem zweiten.
Bei einer analog formulierten Frage, bei der
nicht von Lebensmittel-, sondern von Miet-
preisen die Rede war, entschieden sich sogar
71 Prozent für eine staatlich verordnete Preis-
grenze.

Viele politisch Verantwortliche scheinen zu
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glauben, die Vorteile eines freiheitlichen Wirt-
schaftssystems seien so offensichtlich, dass es
unnötig sei, dafür zu werben. Doch das ist ein
Irrtum. Das Prinzip der freien Wirtschaft
leuchtet den meisten Menschen spontan nicht
ein. Seine Erfolge werden anderen Faktoren
zugeschrieben. Vielleicht wäre es an der Zeit,
trotz des damals begrenzten Erfolgs, über eine
Reaktivierung von „Fritz“ und „Otto“ nachzu-
denken?
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 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Mehrheit sieht eine Abnahme der sozialen
Gerechtigkeit in den letzten Jahren

FRAGE: "Was meinen Sie: Hat die soziale Gerechtigkeit bei uns in den letzten 
drei, vier Jahren zugenommen, abgenommen, oder ist sie gleich 
geblieben?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Zugenommen .............................................................................7

Abgenommen...........................................................................61

Gleich geblieben.......................................................................26

Unentschieden ...........................................................................6

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11017, November 2013



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Sollte der Staat stärker in die Wirtschaft 
eingreifen?

FRAGE: "Ganz allgemein gefragt: Finden Sie es besser, wenn der Staat sich 
stärker in die Wirtschaft einschaltet als bisher, oder wenn er sich 
weniger stark in die Wirtschaft einschaltet?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Stärker......................................................................................33

Weniger stark ...........................................................................24

So wie bisher............................................................................29

Unentschieden, keine Angabe .................................................14

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11017, November 2013



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Staatliche Interventionen in Krisenzeiten

FRAGE: "Einmal angenommen, in einem Land gibt es eine wirtschaftliche Krise. 
Um die Folgen der Krise abzumildern, greift der Staat in die Wirtschaft 
ein. Er legt Preise fest, unterstützt in Not geratene Unternehmen und 
verhindert, dass Leute entlassen werden. Allerdings verbessert sich 
die wirtschaftliche Lage trotz der Maßnahmen nicht. Wie sollte sich der
Staat Ihrer Meinung nach nun verhalten? Welchem der drei würden 
Sie am ehesten zustimmen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

"Wenn es der Wirtschaft noch nicht besser geht, waren
 die staatlichen Maßnahmen noch nicht ausreichend.
 Der Staat sollte seine Bemühungen verstärken und noch
 stärker in die Wirtschaft eingreifen"...................................................25

"Der Staat sollte die Maßnahmen vielleicht nicht unbedingt
 verstärken, aber er sollte seine Maßnahmen auch nicht
 zurücknehmen, sonst verschlimmert sich die Lage nur" ...................40

"Da die wirtschaftliche Lage sich trotz der Maßnahmen
 nicht verbessert hat, sollte der Staat seine Eingriffe in
 die Wirtschaft zurücknehmen"...........................................................15

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11017, Oktober 2013



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Preiskontrollen bei Lebensmitteln fänden bei
vielen Zustimmung

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über Lebensmittelpreise. Welcher von beiden 
sagt eher das, was auch Sie denken?"

Bevölkerung
insgesamt

%

"Ich fände es gut, wenn der Staat Obergrenzen
 für die Preise von Grundnahrungsmitteln festlegen
 würde. Durch solche Höchstpreise könnte man
 sicherstellen, dass die Preise für Grundnahrungs-
 mittel nicht zu stark steigen, und sich jeder diese
 weiterhin leisten kann" ......................................................................46

"Ich glaube, dass es nicht gut wäre, wenn der Staat
 die Obergrenze für Preise von Grundnahrungsmitteln
 festsetzen würde. Dann könnte es passieren, dass
 einige Grundnahrungsmittel knapp werden, oder gar
 nicht mehr angeboten werden, weil den Unternehmen
 die Gewinne zu klein erscheinen" .....................................................37

Keine Angabe.....................................................................................17

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11017, Oktober 2013



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Festlegung für Mietobergrenzen würden mehr
als zwei Drittel befürworten

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über Mietpreise. Welcher von beiden 
sagt eher das, was auch Sie denken?"

Bevölkerung
insgesamt

%

"Ich fände es gut, wenn der Staat Obergrenzen
 für Mieten festlegen würde. 
 Durch solche Höchstpreise könnte man
 sicherstellen, dass die Mieten nicht zu stark steigen, 
 und sich jeder weiterhin eine Wohnung leisten kann".......................71

"Ich glaube, dass es nicht gut wäre, wenn der
 Staat eine Obergrenze für Mieten bzw.
 Mietsteigerungen festsetzen würde. Dann könnte
 es passieren, dass Wohnungen knapp werden,
 weil es sich nicht lohnt, Wohnungen zu bauen
 und zu vermieten" .............................................................................20

Keine Angabe.......................................................................................9

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11017, Oktober 2013



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 ..24,0 ....11,5 ...10,5 ......- ....4,5

2010: Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 ..28,0 ....16,0 ....9,5 ......- ....5,5

2011: Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 ..28,5 ....19,0 ....7,5 ......- ....6,5

2012: 1. Halbjahr ........35,0 ....4,5 ..29,0 ....15,0 ....6,5 ......- ...10,0
1.-12.Juli .........36,0 ....6,0 ..27,0 ....14,0 ....6,0 ......- ...11,0
14.-26.Juli ........35,5 ....5,5 ..27,5 ....14,0 ....6,5 ......- ...11,0
1.-13.August .......35,0 ....5,5 ..28,0 ....15,0 ....6,0 ......- ...10,5
3.-17September .....34,0 ....5,5 ..30,0 ....14,0 ....6,5 ......- ...10,0
28.Sept.-12.Okt. ...35,5 ....4,5 ..31,0 ....14,0 ....6,0 ......- ....9,0
23.Okt.-6.Nov. .....37,5 ....4,0 ..31,0 ....12,5 ....6,5 ......- ....8,5
10.-22.November ....37,0 ....5,0 ..29,5 ....13,5 ....7,0 ......- ....8,0
1.-13.Dezember .....37,5 ....4,5 ..30,0 ....14,0 ....6,5 ......- ....7,5

Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 ..29,0 ....14,5 ....6,5 ......- ...10,0

2013: 3.-18.Januar .......39,0 ....5,0 ..28,0 ....14,0 ....7,0 ......- ....7,0
1.-14.Februar ......39,0 ....6,0 ..27,0 ....15,0 ....6,5 ......- ....6,5
1.-14.MÄrz .........39,5 ....6,0 ..26,5 ....15,5 ....6,0 ......- ....6,5
27.März-12.April ...38,5 ....5,0 ..28,0 ....15,0 ....7,0 ......- ....6,5
15.-30.April .......38,5 ....5,5 ..26,0 ....15,0 ....6,0 ......3,5 ..5,5
4.-17.Mai ..........39,0 ....6,0 ..27,0 ....13,0 ....6,0 ......3,5 ..5,5
1.-14.Juni .........38,0 ....6,0 ..26,0 ....14,0 ....7,0 ......3,0 ..6,0
1.-11.Juli .........40,0 ....6,5 ..25,5 ....12,5 ....6,0 ......3,5 ..6,0
3.-15.August .......39,0 ....7,0 ..24,5 ....13,5 ....7,0 ......3,0 ..6,0
19.-31.August ......40,0 ....6,0 ..25,0 ....12,5 ....7,5 ......3,0 ..6,0
3.-13.September ....39,0 ....6,0 ..26,0 ....11,0 ....9,0 ......3,5 ..5,5
16.-19.September ...39,5 ....5,5 ..27,0 .....9,0 ....9,0 ......4,5 ..5,5

1.-14.Oktober ......41,0 ....5,0 ..25,0 .....9,0 ....9,0 ......5,5 ..5,5
8.-21.November .....40,0 ....4,0 ..26,5 ....10,0 ....9,5 ......5,0 ..5,0

                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6...23,0....10,7 ...11,9......- ....6,0

Bundestagswahl
22.9.2013 ...............41,5 ....4,8...25,7 .....8,4 ....8,6......4,7 ..6,3
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© IfD-Allensbach

Assoziationsprofile “Marktwirtschaft” und
“staatlich organisiertes Wirtschaftssystem”

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11017, November 2013
Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16 Jahre

Frage: “Wenn Sie jetzt einmal an ‘Marktwirtschaft’/‘ein staatlich organisiertes
 Wirtschaftssystem’ denken - es kann einem dazu ja alles Mögliche ein-
 fallen. Darf ich Ihnen mal einiges vorlesen? Sie sagen mir dann bitte, 
 ob Sie bei ‘Marktwirtschaft’/‘einem staatlich organisierten Wirtschafts-
 system’ daran denken.”

Antwort: „Ja, daran kann man denken.“ Marktwirtschaft
staatlich organisiertes
Wirtschaftssystem
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 276

vom 27. November 2013, S. 8, unter dem Titel:

"Stille Liebe zur Planwirtschaft. Haben die 

Deutschen einen 'ordnungspolitischen Kompass'? 

Was halten Sie wirklich von der Marktwirtschaft?"






